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Erfahrungen aus der Praxis
Rechtsarbeit in Handwerksbetrieben
„Mit Ordnung, Disziplin und Sicherheit auch den Plan 1986 
erfüllen“, diesem den Erfahrungen der Werktätigen des Krei­
ses Annaberg entsprechenden und in der Praxis unserer Ar­
beit bestätigten Grundsatz stimmten die Teilnehmer der im 
November 1985 durchgeführten 5. Rechtskonferenz der Hand­
werkskammer des Bezirks Halle ohne Einschränkung zu.1

Der Hauptsicherheitsinspektor beim Ministerium für Be­
zirksgeleitete Industrie und Lebensmittelindustrie, Dieter 
G r o ß e ,  würdigte die 10jährige kontinuierliche und ziel­
gerichtete Gemeinschaftsarbeit der Handwerkskammer in 
Rechtsfragen mit den Fachabteilungen des Rates des Bezirks 
und dem FDGB-Bezirksvorstand. Sie trug zum Schutz unserer 
sozialistischen Staatsordnung bei und festigte das Vertrauens­
verhältnis zwischen den Bürgern und ihrem Staat. Für uns 
gilt als gesicherte Erkenntnis, daß die besten Erfolge dann 
eintreten, wenn die Rechtsvorschriften konsequent angewen­
det und dabei breite Kreise des genossenschaftlichen und pri­
vaten Handwerks unmittelbar einbezogen werden.

Als Grundvoraussetzung betrachten wir die Tatsache, daß 
Fragen der Einhaltung des Rechts in unserem Verantwor-t 
tungsbereich zum festen Bestandteil der Leitungstätigkeit 
geworden sind. Der Aufbau eines Systems haupt- und ehren­
amtlich auf dem Gebiet des Rechts arbeitender Handwerker 
hat sich als praxiswirksam bewährt. Die dabei erzielten Er­
folgserlebnisse veranlaßten die Handwerker, sich noch inten­
siver mit einschlägigen Rechtsfragen zu befassen und den Lei­
tungen der PGHs sowie den Berufsgruppen konstruktive 
Hinweise und Vorschläge zu unterbreiten, um Rechtsverlet­
zungen zurückzudrängen, dem Unfallgeschehen energischer 
entgegenzutreten sowie die Eigenkontrolle über die Einhal­
tung des Rechts zu verstärken. Allein die Zahl der in unse­
rem Bereich ausgebildeten Sicherheitsinspektoren hat sich 
inzwischen auf 139 erhöht (1983 = 87). Große Bedeutung mes­
sen wir den regelmäßig durchgeführten Qualifizierungslehr­
gängen für die Sicherheitsinspektoren bei, auf denen der Er­
fahrungsaustausch im Mittelpunkt steht.

Wir haben inzwischen 13 Stützpunkte gebildet, mit denen 
64 PGHs durch hauptamtliche Sicherheitsinspektoren betreut 
werden. Unter Einbeziehung der außerdem ehrenamtlich wir­
kenden Sicherheitsbeauftragten der Vorstände der PGHs sind 
81,5 Prozent aller 249 Produktionsgenossenschaften des Hand­
werks des Bezirks Halle in dem Selbstkontrollsystem erfaßt.

Unser Ziel, in Abständen von zwei Jahren vor allem den 
Stand solcher Schwerpunktfragen einzuschätzen wie
— Festigung der innergenossenschaftlichen Demokratie und 

Erziehung zur Übernahme von Mitverantwortung für ge­
nossenschaftliches Eigentum und seine Mehrung,

— Erreichen meßbarer Ergebnisse durch Verwirklichung von 
Ordnung, Disziplin und Sicherheit als Faktoren zur Erfül­
lung der ökonomischen Zielstellungen,

— Erhöhung der allgemeinen Rechtskenntnisse 
konnten wir auch auf der 5. Rechtskonferenz erfüllen.

Seit der vorangegangenen Konferenz sanken im Führungs­
bereich der Handwerkskammer des Bezirks die Arbeitsunfälle 
um 6,8 Prozent, und die Ausfalltage reduzierten sich auf ein 
Drittel. Wir konnten Zusammenhänge verdeutlichen, wie 
diese Erfolge u. a. auch auf Vorbeugungstätigkeit und gute 
Rechtsarbeit zurückzuführen sind. Gleiches trifft auch zu auf 
den Krankenstand, der durch prophylaktische Maßnahmen 
positiv zu beeinflussen war.

Durch enge Zusammenarbeit mit dem Zentralinstitut für 
Schweißtechnik der DDR (ZIS) in Halle erreichten wir, daß 
711 Handwerksmeister als Schweißbeauftragte wirksam sind 
und durch vorbildliche Beachtung der Rechtsvorschriften zur 
Gewährleistung von Ordnung, Disziplin und Sicherheit bei 
den umfangreichen Schweißarbeiten beitragen.

Fortschritte verzeichnen wir auch bei der energetischen 
Technologie „Arbeiten unter Spannung“ im Elektrohandwerk. 
In sechs Lehrgängen wurde 57 Handwerksmeistern nach ab­
gelegter Prüfung die Berechtigung erteilt, ohne Stromabschal­
tungen Reparaturen an elektrischen Anlagen durchzuführen. 
Inzwischen haben wir Maßnahmen eingeleitet, um den volks­
wirtschaftlichen Nutzen zu erweitern, der dieser Technologie 
entspringt.

Unsere Arbeit im Rahmen des Stützpunktsystems bewährt 
sich vor allem auch bei Schulungen zu Rechtsfragen und im 
Zusammenhang mit Wiederholungsprüfungen für den Ge- 
sundheits-. Arbeite- und Brandschutz (GAB). Seit der
4. Rechtskonferenz wurden so z. B. 2 726 PGH-Mitglieder und

1 555 private Handwerksmeister in das Netz der Wiederho­
lungsprüfungen einbezogen. Das vollzieht sich in Kurzlehr­
gängen, die von den Leitern unserer Kreisgeschäftsstellen in 
engster Zusammenarbeit mit den Arbeitsschutzinspektoren 
der jeweiligen FDGB-Kreisvorstände organisiert werden.

Zu den Hauptaufgaben der Handwerkskammern der Be­
zirke gehört, hohe Ergebnisse in der politisch-ideologischen 
Arbeit anzustreben. Darin eingebettet ist die Rechtsarbeit. 
Unbestechlicher Maßstab dafür, wie das gelungen ist, sind die 
erreichten ökonomischen Ergebnisse. Im Volkswirtschaftsplan 
1986 sind für die PGHs und privaten Handwerksbetriebe be­
achtliche Wachstumskennziffern enthalten. Das erfordert von 
uns vor allem in den Bereichen der örtlichen Versorgungs­
wirtschaft, des Bau- und Kfz-Service eine solche konstruktive 
Anleitung und Unterstützung bei der Führung des sozialisti­
schen Wettbewerbs in den PGHs und bei der Arbeit mit 
Initiativprogrammen der Einkaufs- und Liefergenossenschaf­
ten des Handwerks sowie der Leistungsvergleiche in den Be­
rufsgruppen, damit gezielt die Dienstleistungen und Repara­
turen für die Bevölkerung, die Erhaltung und Modernisierung 
der Wohnbausubstanz sowie der Kfz-Service für die Bürger 
erbracht werden und der Plan überboten wird. Das entspricht 
unserem Beitrag zur Auswertung der Beschlüsse des XI. Par­
teitages der SED. Neue Verpflichtungen in diesem Zusam­
menhang erfordern jedoch, auch die Arbeit mit einer Reihe 
tangierender Rechtsfragen zu aktivieren. Wir zählen z. B. die 
Erläuterung von Preisvorschriften und Anordnungen ebenso 
dazu wie die Klärung von Rechtskompetenzen bei der Ertei­
lung der Schutzgüte beim Bau von Rationalisierungsmitteln 
für das Handwerk durch das Handwerk.

In diesem Zusammenhang bewährt sich unsere enge Zu­
sammenarbeit mit der Abteilung Finanzen des Rates des Be­
zirks und die wirksame Tätigkeit unserer Selbstkontrollaktive 
der PGHs und Selbstkontrollgruppen des privaten Hand­
werks. Diese Selbstkontrolle dient u. a. der Sicherung der 
Politik stabiler Verbraucherpreise und der gesonderten 
Durchführung planmäßiger Industriepreisänderungen.

Um zu gewährleisten, daß Schutzgüte beim Eigenbau von 
Rationalisierungsmitteln erteilt wird, beschloß der Rat des 
Bezirks, einen wissenschaftlich-technischen Beirat zu berufen, 
der sich aus ingenieurtechnischen Kadern der Handwerks­
kammer und bezirksgeleiteten Industrie des Bezirks zusam­
mensetzt.

Der Justitiar der Handwerkskammer des Bezirks führt 
planmäßig Sprechtage in den Kreisen durch. Dabei wider­
spiegeln sich jene vier Grundüberlegungen, wie sie der Vor­
sitzende des Rates des Kreises Annaberg, Jörgen M a r t i n ,  
für die Arbeit im Staatsapparat betonte1 2, auch für das Hand­
werk:
— Recht und Gesetz berühren zunehmend die Alltagsfragen 

der Handwerker und Gewerbetreibenden.
— Die Bedeutung der Mitwirkung der Handwerker zur 

Eigenkontrolle bei der Einhaltung der Rechtsnormen 
nimmt zu.

— Rechtspropaganda und Rechtserziehung sind unabdingbare 
Bestandteile der Berufsgruppenarbeit.

— Bürgernähe und lebensverbundener Arbeitsstil schaffen 
die richtige Vertrauensbasis zwischen den örtlichen Staats­
organen und den Handwerkern.
Die Analyse der während der Sprechtage insbesondere 

durch die PGH-Vorstände und privaten Betriebsinhaber der 
Handwerksbetriebe gestellten Rechtsfragen zeigen ein größe­
res Bedürfnis zur Klärung und Hilfe bzw. Beratung auf den 
Gebieten des Wirtschafts-, Zivil-, Arbeits- und Staatsrechts. 
Dazu zählen z. B. Fragen der Arbeit mit Preisanordnungen 
und Probleme der Vertragsabschlußpflicht nach Plan und Bi­
lanzanteilen, Schadenersatzleistungen aus Dienstleistungsver­
trägen, Durchsetzung gerichtlicher Zahlungsaufforderungen, 
Erbrechtsfragen bis hin zu einzelnen persönlichen Anliegen, 
statutarische Probleme (Rechte und Pflichten der Vorstände 
der PGHs, aber auch der Mitglieder) und Rechtsfragen, die 
Förderungsgesetze für das Handwerk zur Erhöhung der Repa­
ratur- und Dienstleistungen für die Bevölkerung betreffen. 
Immer wiederkehrende Anfragen belegen eindeutig, daß die 
Schulung in Rechtsfragen gezielt und planmäßig notwendig 
ist und dabei noch mehr sach- und fachkundige Mitarbeiter 
der örtlichen Staatsorgane einzubeziehen sind.

1 Vgl. hierzu auch G. Gattermann, „Rechtskonferenzen der Hand­
werksbetriebe“, NJ 1983, Heft 8, S. 333.

2 Vgl. „Interessenvertretung der Bürger schließt aktive Rechtsarbeit 
ein“, NJ 1985, Heft 2, S. 52 ff.


